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Volmer/Fischer-Erlass brach 
EU-Recht 

Der so genannte Volmer/Fischer-Erlass, mit dem die deutschen Botschaften an- 
gewiesen wurden, auch in Zweifelsfällen Einreise-Genehmigungen zu erteilen, ist 
mit den europäischen Visa-Regeln nicht vereinbar. Nun befasst sich auch die EU- 
Kommission mit der Visa-Affäre. 

„Deutschland hat mit dem Erlass gegen das Schengener Abkommen ver- 
stoßen", sagte der Vorsitzende der CDU/CSU-Gruppe, Hartmut Nassauer. Nach 

den „Gemeinsamen Kon- 
sularischen Instruktionen" 
hätte im Zweifelsfall kein Vi- 
sum erteilt werden dürfen. 
Der Volmer/Fischer-Erlass 
habe hingegen das genaue 
Gegenteil vorgeschrieben. 
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FRAUENRECHTE   IN   DER  TüRKE 

ANGELIKA   NIEBLER: 

Frauenrechte in der Türkei weiterhin 
schwieriges Thema 

FORTSCHRITTE ERKENNBAR, ABER BEDENKEN BLEIBEN 

In der Diskussion um die Aufnahme 
von EU-Beitrittsverhandlungen mit 

derTürkei im Dezember2004 standen 
Sicherheitspolitische und wirtschaft- 
liche Überlegungen im Vordergrund. 
Das Thema „Frauenrechte" spielte 
hierbei nur eine untergeordnete Rolle. 
Der Frauenausschuss des Europapar- 
laments stellt dieses Thema im An- 
schluss an eine Delegationsreise in die 
Türkei nun nochmals in den Mittel- 
punkt seiner Beratungen im Aus- 
schuss. 

Probleme bei der Umsetzung 

Die Situation der Frauen in derTür- 
kei im sozialen, wirtschaftlichen und 
politischen Leben ist unterschiedlich zu 
bewerten: Auf der einen Seite stehen 
die erheblichen Anstrengungen der Re- 
gierung Erdogan bei der Verbesserung 
der rechtlichen Stellung der Frauen in 
derTürkei, auf der anderen Seite kann 
nicht geleugnet werden, dass es er- 
hebliche Probleme bei der Umsetzung 
dieser Maßnahmen gibt, und zwar nicht 
nur im Südosten des Landes, sondern 
in der ganzen Türkei. 

Ein eindeutiges Bild von der Le- 
benssituation der Frauen liegt bislang 
noch immer nicht vor. Doch es ist klar, 

dass Phänomene wie die so genannten 
„Ehrenmorde", Zwangsverheiratungen 
und weit verbreitete häusliche Gewalt 
gegen Frauen in derTürkei noch immer 
nicht der Vergangenheit angehören. 

Angesichts dieser Erkenntnisse hat- 
te es sich der Frauenausschuss des Eu- 
ropäischen Parlaments zum Ziel ge- 
setzt, im Rahmen einer Delegationsrei- 
se, die jetzt stattgefunden hat, die Si- 
tuation vor Ort zu beobachten. Als ein- 
zige deutscheTeilnehmerin der EVP-ED- 
Fraktion hatte ich Gelegenheit, mir im 
Gespräch mit hochrangigen Regierungs- 
mitgliedern, Wissenschaftlern sowie ei- 
ner Reihe von Vertreterinnen aus un- 
abhängigen Frauenorganisationen und 
Wirtschaftsverbänden einen Eindruck 
von der Lebenswirklichkeit der türki- 
schen Frauen zu verschaffen. 

Als wichtigste Beobachtung dieser 
dreitägigen Reise, die Istanbul und An- 
kara zum Ziel hatte, bleibt festzuhalten, 
dass sich trotz aller Bemühungen der 
Regierung um Reformen eine gesell- 
schaftlich fundierte Gleichberechti- 
gung von Mann und Frau nicht per Ge- 
setz verordnen läßt. Sie muss gelebt 
werden. In der Türkei ist gegenwärtig 
der Unterschied zwischen dem von der 
Regierung Erdogan implementierten 
Reformpaket und der Lebenswirklich- 
keit der Frauen erheblich. Und Beden- 
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FRAUENRECHTE   IN   DER   TüRKEI 

Angelika Niebier MdEP mit der einzigen türkischen 
Ministerin Frau Güldal Aksit 

ken, inwieweit sich angesichts von tra- 
ditionellem Rollenverständnis und hier- 
archischen Familienstrukturen eine 
gleichberechtigte Teilhabe der Frauen 
in absehbarer Zeit erzielen lässt, sind 
äußerst berechtigt. 

Ohne Zweifel ist das Engagement 
dertürkischen Regierung ehrgeizig und 
weist vor allem im Bereich der Gesetz- 
gebung beachtliche Erfolge auf. Eine 
Tatsache ist aber auch die enorme Dis- 
krepanz zwischen den gut ausgebilde- 
ten, europäisch orientierten Frauen in 
den Metropolen und jenen der ländli- 
chen Regionen, die in patriarchali- 
schen Familien- und Gesellschaftsge- 
fügen leben. 

Der türkische Ministerpräsident Er- 
dogan selbst hat in dem knapp einstün- 
digen Gespräch mit unserer Delegation 
anerkannt, dass die gesetzlichen Ver- 
änderungen noch nicht in der Alltags- 
wirklichkeit umgesetzt sind. 

Die hohe Zahl von Analphabetinnen, 
die gegenwärtig bei 25 Prozent der Frau- 
en liegt, ihr durchschnittlich geringes Bil- 
dungs- und Ausbildungsniveau sowie die 
Tatsache, dass lediglich ein Viertel der 

Frauen am Erwerbsleben be- 
teiligt ist, stellen die wesentli- 
chen   Hemmnisse  für  eine 
schnelle  Verwirklichung  der 
Gleichberechtigung dar. Denn 
sie verhindern de facto eine 
Teilhabe am politischen und 
gesellschaftlichen Leben und 
fördern die ideelle wie auch 
wirtschaftliche   Abhängigkeit 
derFrauenvon ihren Männern. 

Zwar hat sich die Regie- 
rung zum Ziel gemacht, hier 
mit eigenen Einzelprogram- 
men entgegenzuwirken, un- 

abhängige Gruppen fordern aber darü- 
ber hinaus einen nationalen Aktions- 
plan. 

Es ist mit Händen zu greifen, dass 
sich der notwendige Wandel nicht in 
wenigen Jahren vollziehen wird, son- 
dern einen Prozess erfordert, der sich 
mindestens über eine Generation er- 
strecken wird. 

Wir sollten auf jeden Fall die Fortent- 
wicklung der zivilen Gesellschaft in der 
Türkei nach Kräften unterstützen. Dazu 
gehört vorrangig die Forderung nach 
der realen Gleichberechtigung der Ge- 
schlechter. Solange jedoch traditionel- 
le Rollenbilder und religiös motivierte 
Vorgaben dominieren, ist es zwingend, 
dass die EU-Beitrittsverhandlungen 
nicht ausschließlich auf eine Vollmit- 
gliedschaft der Türkei abzielen, sondern 
ergebnisoffenbleiben. Nurso können wir 
die weitere Entwicklungangemessen be- 
obachten und als Europäische Union ent- 
sprechend reagieren. 

Dr. Angelika Niebier (CSU) ist Mit- 
glied des Ausschusses für die Rechte der 
Frau und Gleichstellung der Geschlech- 
ter des Europäischen Parlaments. 

UNION IN EUROPA 3/2005 • 3 



REGIONALFöRDERUNG 

ROLF   BEREND: 

EU-Beihilfe auf dem Prüfstand 
REGIONALBEIHILFEN  FüR  OSTDEUTSCHE  BUNDESLäNDER  NOTWENDIG 

Rolf Berend MdEP 

Die künftige Ausge- 
staltung der EU- 

Strukturpolitik ist unmit- 
telbar mit der Zukunft der 
Regionalbeihilfen ver- 
bunden. Umfang und In- 
halt der strukturpoliti- 
schen Hilfen an Unter- 
nehmen werden maß- 
geblich durch das Wett- 
bewerbsrecht der EU be- 
stimmt. Die für die neue 
EU-Kommission zustän- 
dige Wettbewerbskom- 
missarin Neelie Kroes plant eine grund- 
legende Reform dereuropäischen Beihil- 
feregelung, will vieles auf den Prüfstand 
stellen, wobei eine Revision gegebe- 
nenfalls zu Lasten förderfähiger Regio- 
nen in reicheren Mitgliedstaaten gehen 
könnte. Davon betroffen wären alle neu- 
en deutschen Bundesländer im Pla- 
nungszeitraum 2007-2013. Diese for- 
dern zu Recht die Aufrechterhaltung der 
derzeit zulässigen beihilferechtlichen 
Fördersätze nach Art. 87 Abs. 3a des EG- 
Vertrages beim Mitteleinsatz in den för- 
derwürdigsten Ziel-1-Gebieten und in 
den vom statistischen Effekt betroffenen 
Regionen Ostdeutschlands um eine ei- 
genständige nationale Re-gionalpolitik 
betreiben zu können und das Förderge- 
fälle zwischen „alten" und „neuen" Ziel- 
Gebieten in einem angemessenen Rah- 
men zu halten. 

Zum ersten Mal im 
Rahmen einer EU-Erwei- 
terung stoßen seit Mai 
2004 ehemalige Ziel- 
1-Gebiete der bisheri- 
gen EU, die das Ziel der 
wirtschaftlichen Annähe- 
rung an den EU-Durch- 
schnitt von 75% des 
europäischen Bruttoin- 
landsproduktes (BIP) 
noch nicht erreicht ha- 
ben (neue Bundeslän- 
der), an neue Förder- 

gebiete im europäischen Osten. Bei ei- 
ner Vertragsänderung und einer damit 
verbundenen Herausnahme der Ost- 
deutschland-Klausel besteht die Ge- 
fahr, dass die neuen deutschen Länder 
zwischen den finanzstärkeren Gebieten 
im Westen und den Höchstfördergebie- 
ten in den neuen Mitgliedstaaten „ein- 
geklemmt" werden, mit den entspre- 
chenden Konsequenzen. 

Wenn Ostdeutschland die Regional- 
beihilfen verliert, könnten viele Unter- 
nehmen nach Polen undTschechienab- 
wandern; denn in den neuen osteu- 
ropäischen Mitgliedsländern dürfen die 
höchsten Beihilfesätze gezahlt werden. 
Die Folge: Die neuen deutschen Bun- 
desländer verkämen zur Transitwüste 
mit entsprechenden negativen Auswir- 
kungen im wirtschaftlichen Anglei- 
chungsprozess. Auch im kommenden 
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RUSSPARTIKELFILTER 

Planungszeitraum 2007 bis 2013 kann 
daher auf Unternehmensbeihilfen zur 
Ankurbelung von Investitionen und zur 
Schaffung von Arbeitsplätzen nicht ver- 
zichtet werden. 

Inwieweit bei einer Reform eine even- 
tuelle Abstufung der Beihilfeintensitä- 
ten und Förderhöchstsätze in „Abs. Sa- 
Gebieten" („Konvergenz"-Gebiete und 
vom statistischen Effekt betroffene Re- 
gionen) nach sozioökonomischen Krite- 
rien in Betracht kommen kann, ist dis- 
kussionswürdig. Jedoch muss es über 

2006 hinaus auch wohlhabenderen 
Mitgliedstaaten möglich sein, bedürf- 
tigen Regionen eine ihrer Problemla- 
ge angemessene Regionalfördermög- 
lichkeit einschließlich eines entspre- 
chenden Beihilferegimes gewähren zu 
lassen. 

RolfBerend (CDU Thüringen) ist stell- 
vertretender Koordinator der EVP-ED- 
Fraktion für Regionale Entwicklung und 
regionalpolitischer Sprecher der CDU/ 
CSU-Gruppe im Europäischen Parla- 
ment. 

PETER   LIESE: 

Grenzwerte für Rußpartikel europaweit 
festlegen 

STEUERLICHE  FöRDERUNG  NUR  ALS ZWISCHENLöSUNG  SINNVOLL 

Seit Monaten wird in 
Deutschland heftig 

über die steuerliche För- 
derung von Rußpartikel- 
filtern diskutiert. Die Eu- 
ropäische Kommission 
hat im Januar mit der Vor- 
lage eines so genannten 
indikativen Grenzwertes 
eine wichtige Rahmenbe- 
dingung geschaffen. 
Mitgliedstaaten, die 
saubere Dieseltechnolo- 
gie fördern wollen, sollen 
sich an dem Wert von 5 mg pro Kilome- 
ter orientieren. Die Vorlage dieses indi- 
kativen Wertes war richtig, weil anson- 
sten die Gefahr bestanden hätte, dass 
die EU-Mitgliedstaaten unterschiedliche 

Peter Liese MdEP 

Werte für die steuerliche 
Förderung zu Grunde le- 
gen und die Auto- 
industrie daher je nach 
Abnehmerland unter- 
schiedliche Modelle hät- 
te herstellen müssen. 

Die Niederlande, Ös- 
terreich und Italien ha- 
ben bereits eine steu- 
erliche Förderung be- 
schlossen. Ebenso wie 
Deutschland diskutieren 
Frankreich und Schwe- 

den darüber. Ich hoffe, dass diese sau- 
bere moderne Technologie in Deutsch- 
land möglichst schnell eingeführt wird, 
denn Rußpartikel aus Dieselfahrzeugen 
rufen    nachweislich    gesundheitliche 
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Schäden, insbesondere bei Kindern, 
hervor. Findige Ingenieure, nicht nur in 
Frankreich, sondern auch in Deutsch- 
land haben schon vor Jahren die Lösung 
für das Problem entwickelt. Die steuerli- 
che Förderung ist sinnvoll, um die Inno- 
vation nun endlich auf den Markt zu brin- 
gen. Dabei ist diese Forderung der Län- 
derfinanzminister nach Aufkommens- 
neutralität sinnvoll. 

Es kann nicht sein, dass der Bund er- 
neut die finanziellen Belastungen allein 
auf die Länder abwälzt. Fürdas Problem 
gibt es aber eine Lösung: Wenn das zu- 
sätzliche Aufkommen aus der Kfz-Steu- 
er für Dieselfahrzeuge allein nicht aus- 
reicht, muss erneut über eine Spreizung 
der Kfz-Steuer nachgedacht werden. 
Saubere Diesel mit Rußpartikelfilter 
sollten deutlich weniger steuerlich bela- 
stet werden. Wer sich trotz vorhandener 
Technologie gegen einen Rußpartikelfil- 
ter entscheidet, müsste entsprechend 
mit einer moderaten Erhöhung seiner 
Steuer rechnen. Ein indikatver Grenz- 
wert und steuerliche Entlastung für 
Fahrzeuge mit Rußpartikelfiltern kön- 
nen allerdings nur eine Zwischenlösung 
sein. Langfristig muss auf den indikati- 

ven Grenzwert ein verbindlicher Grenz- 
wert folgen, der nicht nur von Fahrzeu- 
gen, die in Frankreich, Österreich oder 
Deutschland zugelassen werden, ein- 
gehalten wird, sondern von allen Fahr- 
zeugen, die in Europa unterwegs sind. 
Zu diesem Zweck muss die Europäische 
Kommission so schnell wie möglich 
einen Gesetzgebungsvorschlag vor- 
legen. Die so genannte Euro5-Norm, 
die dann verbindliche Grenzen für Ruß- 
partikel festlegen wird, ist von Seiten der 
EU-Kommission für die zweite Jahres- 
hälfte angekündigt. Anschließend müs- 
sen Parlament und Ministerrat möglichst 
zügig im Mitentscheidungsverfahren 
zusammenarbeiten, um den Vorschlag 
endgültig anzunehmen. Gemeinsame 
europäische Standards sind notwendig, 
weil die Frage, wie sauber die Luft rund 
um München oder im Ruhrgebiet ist, 
nicht allein davon abhängt, ob deutsche 
Autos mit Rußpartikelfiltern ausgerüstet 
sind. 

Dr. Peter Liese (CDU Nordrhein-West- 
falen) ist Mitglied im Ausschuss für Um- 
weltfragen, Volksgesundheit und Le- 
bensmittelsicherheit des Europäischen 
Parlaments. 

Werner Langen: Kein Wirtschaftswachstum in Europa ohne Reformen 

„Die Absicht, den Stabilitäts- und Wachstumspakt reformieren zu wollen, rüttelt an den 
Grundpfeilern des Maastrichter Vertrags und der Europäischen Währungsunion", warnte der 
CDU-Wirtschaftsexperte Werner Langen in der Plenardebatte des Europäischen Parlaments 
über die Grundzüge der europäischen Wirtschaftspolitik. Die haushaltspolitischen Regeln 
seien dabei eines der entscheidenden Fundamente der Wirtschafts- und Währungsunion. 
Langen erinnerte daran, dass gegenüber den europäischen Bürgerinnen und Bürgern die 
Verpflichtung eingegangen worden sei, die bestehenden Haushaltsdefizite zurückzuführen 
und diese nunmehr nach nur sechs Jahren bereits wieder zurückgenommen werden solle. 
„Damit wurde nicht nur das Vertrauen der Menschen und der Märkte in die Verlässlichkeit 
europäischer Politik beschädigt - auch der schwerwiegende Konstruktionsfehler, dass die 
EU-Kommission zu wenig Kompetenzen im Überprüfungsverfahren hat, wurde bisher nicht 
beseitigt", kritisierte Langen. 
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AUS    DER     EVP- ED - FRAKTI0N 

kurz & bündig 
AKTUELLES   AUS   DER   EVP-ED - FR AKTION 

Positives Referendum in Spanien zum 
Verfassungsvertrag begrüßt 

Der Vorsitzende der EVP-ED-Fraktion, 
Hans-Gert Pöttering, hat die klare 
Mehrheit in Spanien für den europäi- 
schen Verfassungsvertrag als großen 
Erfolg begrüßt. Dies sei ein positives 
Signal für den weiteren Ratifikations- 
prozess. Dieses deutliche Resultat wer- 
de hoffentlich auch die weiteren noch 
anstehenden Referenden in anderen 
Ländern der Europäischen Union positiv 
beeinflussen. In Spanien hatten mehr 
als 76 Prozent aller Wähler für den eu- 
ropäischen Verfassungsvertrag ge- 
stimmt. 

EVP-ED-Fraktion unterstützt 
Lissabon-Strategie der Kommission 

Der Vorsitzende der EVP-ED-Fraktion, 
Hans-Gert Pöttering, hat die Unter- 
stützung der EVP-ED-Fraktion für die 
Lissabon-Strategie der neuen EU-Kom- 
mission angekündigt. Gemeinsam mit 
dem stellvertretenden Fraktionsvorsit- 
zenden Jozsef Szäjer (Ungarn), der 
verantwortlich für die politische Strate- 
gie der Fraktion ist, erklärte Pöttering, 
dass die wirtschaftspolitischen Wei- 
chenstellungen der Kommission die 
volle Zustimmung der EVP-ED-Fraktion 
finden. Im März 2000 hatten die 
Staats- und Regierungschefs der EU- 
Mitgliedstaaten auf einem Gipfeltref- 
fen in der portugiesischen Hauptstadt 
Lissabon das Ziel verkündet, die Eu- 
ropäische Union binnen zehn Jahren 

zum „wettbewerbfähigsten Wirtschafts- 
raum der Welt" zu machen. 

Mit ihrem realistischen und pragma- 
tischen Ansatz schlage die Barroso- 
Kommission einen seriösen und erfolg- 
versprechenden Weg ein, sagte Pötte- 
ring. Er betonte, dass ein investitions- 
freundliches Klima nicht über neue 
Steuerbelastungen für Unternehmen, 
sondern vor allem durch Strukturrefor- 
men auf dem Arbeitsmarkt erreicht wer- 
den könne. Dies sei wichtigfürdieSchaf- 
fungvon neuen Arbeitsplätzen. Pöttering 
zeigte sich zuversichtlich, dass die Bar- 
roso-Kommission die richtigen Signale 
setzen und nicht auf eine Politik der 
staatlichen Intervention vertrauen wer- 
de. Das Schlüsselwort für eine erfolgrei- 
che Lissabon-Strategie heiße „Deregu- 
lierung". Dies beinhalte Raum für neue 
Initiativen, Innovation und wirtschaftli- 
che Dynamik. Kommissionspräsident 
Barroso sei der beste Garant, dass die 
Kommission eine solche Politik konse- 
quentverfolgen werde. Wichtig sei, dass 
diese Reformen nicht in den Mitglied- 
staaten stecken bleiben, sondern ein 
Mentalitätswandel auf allen politischen 
Ebenen stattfinde. Die Verwirklichung 
der Lissabon-Ziele müsse zurgroßen ge- 
meinsamen Aufgabe aller Mitgliedslän- 
der in der Europäischen Union werden. 

Pöttering und Szäjer hoben hervor, 
dass die politische Erneuerung der Lis- 
sabon-Strategie auch ein Ergebnis der 
Europawahlen sei. Die Wähler hätten ih- 
re Stimmen den EVP-ED-Parteien gege- 
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ben, um die politischen Ziele dieser Par- 
teien in Europa zu unterstützen. 

Pöttering: Kuba muss EU-Vertrauen 
erst rechtfertigen 

Mit Bedauern hat der Vorsitzende der 
EVP-ED-Fraktion im Europäischen Par- 
lament, Hans-Gert Pöttering, auf die 
Entscheidung des Rates reagiert, die 
EU-Sanktionen gegen Kuba vorläufig 
auszusetzen, während es auf Kuba noch 
politische Gefangene gibt. Pöttering 
sagte: „Wir werden die Situation auf Ku- 
ba in den nächsten Monaten aufmerk- 
sam verfolgen. Wir hoffen sehr, dass Fi- 
del Castro den Vertrauensvorschuss 
durch die EU-Außenminister rechtferti- 
gen kann." Eine dauerhafte Aufhebung 
der Sanktionen gegen Kuba käme nur 
im Falle einer Freilassung aller politi- 
schen Gefangenen in Frage, so Pötte- 
ring. Andernfalls gäbe es keine Alterna- 
tive zu einer Fortsetzung der im Juni 
2003 beschlossenen Maßnahmen. 
Pöttering erinnerte an die zahllosen ku- 
banischen Dissidenten und Menschen- 
rechtsaktivisten, die sich unter men- 
schenunwürdigen Bedingungen in Haft 
befinden. 

Tadeusz Mazowiecki erhält Robert- 
Schuman-Medaille 

Die EVP-ED-Fraktion hat den frühe- 
ren polnischen Ministerpräsidenten 
Tadeusz Mazowiecki mit der Robert- 

Schuman-Medaille ausgezeichnet. Der 
Fraktionsvorsitzende Hans-Gert Pöt- 
tering sagte, die EVP-ED-Fraktion wol- 
le mit der Auszeichnung den Einsatz 
Mazowieckis für Frieden und Freiheit 
und seine Verdienste um die Einigung 
Europas würdigen. Pöttering hob Mazo- 
wieckis Rolle in der anti-kommunisti- 
schen Opposition und seine Zusam- 
menarbeit mit der Gewerkschaftsbewe- 
gung „Solidamosc" von Lech Walesa 
hervor, und betonte Mazowieckis Wahl 
zum ersten nicht-kommunistischen Mi- 
nisterpräsidenten Polens im Sommer 
1989. 

Mazowiecki habe eine entscheiden- 
de Rolle auf dem Weg Polens in die Eu- 
ropäische Union gespielt. So sei Mazo- 
wieckis christliche Überzeugung die 
Grundlage der Verständigung mit Bun- 
deskanzler Helmut Kohl und der Beginn 
des deutsch-polnischen Versöhnungs- 
prozesses gewesen. Die Regierung un- 
ter Mazowiecki habe als erste die Wei- 
chen für den politischen und wirt- 
schaftlichen Reformprozess gestellt 
und Polen in den euro-atlantischen 
Strukturen fest verankert. 

Die Robert-Schuman-Medaille wird 
seit 1986 von der EVP-ED-Fraktion ver- 
geben. Zu den Preisträgern gehören Hel- 
mut Kohl und Papst Johannes Paul II. 

Lasse Böhm, EVP-ED-Pressestelle 
lboehm@europarl.eu.int 
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